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Sebastian Mayer

Die EU als weltpolitischer Akteur

Anmerkungen zum Forschungsstand

Die mit dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages im November 1993 ent-
standene Europäische Union ist in den neunziger Jahren als „weltpolitischer
Akteur“ Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Analysen geworden. Aber
bereits zuvor konnte die politikwissenschaftliche Zunft mit einer Fülle von Ar-
beiten zur weltpolitischen Rolle der Europäischen Gemeinschaft aufwarten. Schon
seit Beginn der 70er Jahre versuchten die Staats- und Regierungschefs, eine
Kohärenz der Außenpolitiken zu erreichen. 1969 wurde die Europäische Politi-
sche Zusammenarbeit (EPZ) verabschiedet, die eine engere Kooperation der EG-
Staaten in allen wichtigen Fragen der Außenpolitik zum Ziel hatte.1 Entspre-
chende Beschlüsse wurden einstimmig gefasst, und im Laufe der Zeit hat sich
ein Bestand gemeinsamer Auffassungen dazu entwickelt, ein „acquis politique“.
Im Dezember 1973 hatten die Außenminister der EG-Mitgliedstaaten das „Do-
kument über die Europäische Identität“ verabschiedet. Die Minister erhoben dabei
die Forderung, dass sich „Europa zusammenschließt und mit einer einzigen Stim-
me spricht, wenn es sich Gehör verschaffen und die ihm zukommende weltpoli-
tische Rolle spielen will“.2 Mit der Einheitlichen Europäischen Akte erhielt die
EPZ im Jahre 1987 eine vertragliche Grundlage, um eine europäische Außenpo-
litik zu formulieren. Vor diesem Hintergrund haben bereits die 70er und 80er
Jahre einen umfangreichen Bestand an Literatur hervor gebracht, der sich mit
dem Einfluss der vergemeinschafteten EG gegenüber Nicht-Mitgliedstaaten ei-
nerseits sowie „Westeuropa als internationaler Akteur“ (so der Untertitel einer
Monographie von Rummel aus dem Jahre 1982) andererseits befasst. Die Fülle
kontrastiert jedoch mit einem Mangel an theoretischer Einbettung.3 Keohane und
Hoffmann weisen zu Recht darauf hin, dass die wissenschaftliche Auseinander-
setzung mit dieser Thematik bis Anfang der 90er Jahre weitgehend deskriptiv
und kaum analytisch war (Keohane/Hoffmann 1990: 276), Jørgensen spricht

1 Gemeinsame Abstimmungen bei den Vereinten Nationen; eine gemeinsame Linie
bei den KSZE-Verhandlungen; Planung gemeinsamer Aktionen z.B. bei Konflikten
in Afrika oder Nahost.

2 Dokument über die europäische Identität vom 14. Dezember 1973, zitiert nach: Curt
Gasteyger, Europa zwischen Spaltung und Einigung 1945–1993, Bonn 1994, S. 302-
305.

3 Zu den wenigen Ausnahmen gehören z.B. Weiler/Wessels 1989.
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provokant, aber im Kern doch zutreffend, von „ad hocery“ und „intuitive specu-
lation“ (1993: 211). In der Tat lassen sich viele Phänomene in den EU-Außen-
beziehungen4 nur mit Hilfe theoretischer Annahmen hinreichend erklären. Da-
rüber hinaus argumentiere ich, dass die Berücksichtigung ideeller Faktoren wie
Normen, Ideen oder Kultur im Gegensatz zu rein interessenbasierten Zugängen
einen Mehrwert bei der Erklärung solcher Phänomene verspricht. Besonders
interessante Untersuchungsfelder sind dabei jene, in denen die supranationale
Kommission gegenüber dem Rat relativ unabhängig agiert, so z.B. in der Er-
weiterungs- und der Entwicklungspolitik. Wie sind Entscheidungen in solchen
Sachbereichen motiviert? Folgen sie rationalen Kriterien und inwieweit spielen
ideelle Faktoren eine Rolle? Welche Durchsetzungschancen haben normative
Überlegungen gegenüber eher materiell-interessenorientierten?

Dieser Beitrag hat sich zum Ziel gesetzt, eine Übersicht über die akademi-
sche Debatte zur EU in der Weltpolitik zu geben. Dabei werfe ich die Frage auf,
ob die eingangs gestellte Diagnose mangelnder theoretischer Reflexion auch für
die vergangenen zehn Jahre noch zutrifft und inwieweit ideelle Erklärungs-
variablen Berücksichtigung finden. Ich komme zu dem Ergebnis, dass sich zwar
Fortschritte aufzeigen lassen, gleichwohl aber noch große theoretische Defizite
zu beklagen sind. Unter Berücksichtigung von Literatur aus der Disziplin der
Internationalen Beziehungen plädiere ich daher für einen ideeninformierten Neo-
Institutionalismus.

Intergouvernementale vs. supranationale Entscheidungsprozesse in
den Außenbeziehungen

Neuere Beiträge zum Thema EU-Außenbeziehungen lassen sich in zwei Kate-
gorien einordnen. Arbeiten innerhalb der ersten Gruppe verorten den Kern des
EU-Außenhandelns im 2. Pfeiler des Vertrages über die Europäische Union
(EUV), also auf der intergouvernmentalen Ebene. Sie richten ihr Augenmerk
auf die GASP (z.B. Eliassen 1998; Edwards 1994) und beschränken sich dabei
auf formal-institutionelle Rahmenbedingungen, die an entsprechenden Vertrags-
reformen festgemacht werden. Oft schließt sich daran eine konstruktive Kritik
an institutionellen Defiziten an. Weiter gehören zu dieser Gruppe solche Arbei-
ten, die sich ganz auf die militärisch-sicherheitspolitische und/oder verteidigungs-
politische Dimension der GASP beziehen und häufig einen politikberatenden
Charakter aufweisen (z.B. Gordon 1997; Gautier 1999; Heisbourg 2000; Missiroli

4 In der wissenschaftlichen Diskussion wird oftmals die integrierte Politik der ersten
Säule als „Außenbeziehungen“ mit der koordinierten Politik der zweiten Säule als
„Außenpolitik“ kontrastiert. Zugleich wird der Terminus „Außenbeziehungen“ als
Bezeichnung für die Gesamtheit der unter beide Säulen fallenden Politikbereiche
verwendet. In diesem Sinne verwende ich den Begriff im Folgenden.
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2001). Explizit oder implizit teilen die Autoren solcher Studien die Überzeu-
gung, dass die Sachbereiche Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik –
„high politics“ – am entscheidendsten einen Einfluss der EU gegenüber Dritt-
staaten zu begründen imstande sind, auch wenn augenblicklich noch Defizite
bestünden. Am deutlichsten wurde diese Trennlinie zwischen high und low politics
von Morgan gezogen (1973). Exemplarisch für diese Position ist Hill: „One would
have to be particularly naive to believe still that it is the EU, as opposed to various
combinations of national states, and/or other organizations such as NATO, which
exerts the most influence on behalf of Europe in the most difficult areas of
conflict.“ (1998: 31)

In eine zweite Kategorie lassen sich die Arbeiten solcher Autoren einordnen,
die – neben der GASP – von einer gewichtigen Relevanz von low politics-Sach-
bereichen (z.B. Handels- und Entwicklungspolitik oder energiepolitische Aspekte)
für das Außenhandeln der EU überzeugt sind und diese entsprechend berück-
sichtigen. So existiert eine Vielzahl von Studien, die solchen Sachbereichen ei-
nen hohen politischen Stellenwert einräumen und vor diesem Hintergrund die
Beziehungen der EU zu verschiedenen Weltregionen behandeln.5 Sowohl bei
den Arbeiten der ersten als auch der zweiten Gruppe ist jedoch nach wie vor ein
theoretisches Defizit zu beklagen. Selbst Monographien, deren Beiträge über
verschiedene geographische Regionen verallgemeinernde Aussagen erhoffen
lassen, sind fast ausnahmslos deskriptiv angelegt, wenn auch in der Regel recht
aufschlussreich.6

Beide Ansätze implizieren jeweils eine Vorentscheidung darüber, welche
Akteure als bedeutsam erachtet werden: Im ersten Fall sind es die Regierungen
der Mitgliedstaaten, im zweiten Fall spielen darüber hinaus supranationale Insti-
tutionen, wie die Kommission, eine wichtige Rolle. An dieser Unterscheidung
lassen sich zwei Kontroversen fest machen: Inwieweit ist die Kommission ein
Akteur, der zu autonomem Handeln fähig ist? Inwieweit haben die sich aus dem
ersten Pfeiler ergebenden Zuständigkeiten der Kommission politisches Gewicht?7

Letztlich kulminiert die Frage nach der Rolle supranationaler Akteure im außen-
politischen Entscheidungsprozess der EU in der Frage, ob Institutionen einen
unabhängigen Einfluss auf das Verhalten staatlicher Akteure nehmen können
oder nicht (vgl. Keohane 1989; Göhler et al. 1990).

Erkennt man die low politics-Sachbereiche als bedeutsam an, in denen die
Kommission zweifellos zu autonomem Handeln imstande ist, so lässt sich die

5 Zu den Mittelmeeranrainern: Zippel 1999; Schumacher 1998; zu Lateinamerika: Roy
1992; Smith 1995; zum subsaharischen Afrika: Magalhães Ferreira et al. 2001; zu
Asien: Pou Serradell 1996; Bersick 1998.

6 Z.B. Rhodes 1998; Müller-Brandeck-Bocquet/Schubert 2000; Cosgrove-Sacks 2003.
7 Weniger Gewicht sehen Giering 1997; Moravcsik 1991; größeren Einfluss dagegen

Majone 1997; Matlary 1997.
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globale Rolle der EU als die eines „fragmentierten Akteurs“ charakterisieren.
Die Problembearbeitung sowohl in Säule I (integrierte Politik) als auch in Säule
II (koordinierte Politik) macht die Union zu einem facettenreichen außenpoliti-
schen Akteur (Bretherton/Vogler 1999: 31). Der alleinige Blick auf die GASP
verschleiert m.E. die Perspektive auf weniger spektakuläre, aber mitunter aus-
schlaggebendere Politikfelder und verzerrt damit das Bild der EU als globalem
Akteur. Eine Extremposition nimmt hier Michael Smith ein, der die Substanz
europäischer Außenpolitik ausschließlich in der Außenwirtschaftspolitik verortet
(1998: 77). Obwohl diese Ansicht zugespitzt ist, muss man Smith doch konze-
dieren, dass die Analyse intergouvernmentaler Entscheidungsprozesse für ein
umfassendes Verständnis der EU in der Weltpolitik nicht ausreicht. Die Funktio-
nen der Kommission in den auswärtigen Angelegenheiten haben sich nämlich in
den letzten Jahren signifikant erweitert, während die Kompetenzen laut Grün-
dungsvertrag noch weit gehend auf die Rolle eines Verhandlungspartners mit
Drittländern beschränkt waren. Bereits seit Anfang der 80er Jahre war die Kom-
mission zunehmend aktiv und erweiterte ihren außenpolitischen Einfluss suk-
zessive. Dies erfolgte in Positionspapieren oder durch den Versuch, Einfluss auf
Vertragsreformen zu nehmen. Das Ende der Systemkonkurrenz und die Verknüp-
fung unterschiedlicher Politikfelder haben zudem dazu geführt, dass mit der
gleichzeitigen Zunahme von „sector logics“ verschiedene Politikfelder im Zuge
ihrer Politisierung eine neue Bedeutung erfahren haben (Sjursen 1999: 174). Hinzu
kommt, dass durch die Globalisierung eine Unterscheidung zwischen Innen- und
Außenpolitik immer schwieriger wird: Durch das Prinzip des „Parallelismus“
konnte die Kommission Zuständigkeiten in einem innenpolitischen Bereich mit
außenpolitischen Kompetenzen im gleichen Sachbereich verknüpfen (Nugent
2001: 298f.). Ein Beispiel dafür ist der Sachbereich Energie.8

Zu diesen Faktoren kommen die im Laufe der 90er Jahre gewachsenen insti-
tutionellen Zuständigkeiten der Kommission. Diese stärken ihren Einfluss, in-
dem sie engere Verbindungen zwischen dem 1. und dem 2. Pfeiler des EUV
herstellen. Bereits seit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte
im Jahre 1987 war die Kommission mit der Außenpolitik der Gemeinschaft ver-
bunden. Seit Maastricht ist sie neben dem Rat dafür verantwortlich, die „Kohä-
renz aller von ihr [der EU – S.M.] ergriffenen außenpolitischen Maßnahmen im

8 Obwohl die EU noch von einer einheitlichen Energiepolitik entfernt ist, hat die Kom-
mission vor dem Hintergrund der Frage „Sicherheit in der Energieversorgung“ dem
Wunsch nach einer gemeinsamen Linie in der Klimapolitik Rechnung getragen so-
wie bei der Umsetzung von Binnenmarktrichtlinien seit dem Ende der 80er Jahre
Initiativen entwickelt, mit denen sie ihre supranationalen Zuständigkeiten in diesen
Bereichen auf die nicht vergemeinschaftete Energiepolitik ausweiten konnte. Der
Kompetenzgewinn hat durchaus auch eine außenpolitische Relevanz. So wurde die
Energiepolitik als ein Instrument benutzt, um die Reformen in Mittel- und Osteuropa
voran zu bringen.
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Rahmen ihrer Außen-, Sicherheits-, Wirtschafts- und Entwicklungspolitik“ si-
cher zu stellen. Rat und Kommission „stellen jeweils in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich die Durchführung der betreffenden Politiken sicher.“9

Konstruktivistisch inspirierte Erklärungsansätze

Zwar sind mittlerweile alle Regionen bzw. Drittstaaten, zu denen die EU Bezie-
hungen unterhält, wissenschaftlich abgedeckt, doch sind diese Arbeiten oft rein
beschreibend und lassen ideelle Faktoren in der Regel außer Acht. Eine Alterna-
tive könnten konstruktivistische Ansätze bieten, auf die im Folgenden eingegan-
gen werden soll. Deren Kern ist die These, dass Wissen durch eine interne, sub-
jektive Konstruktion von Ideen und Konzepten entsteht (vgl. Berger/Luckmann
1966; zu einer kritischen Einschätzung siehe z.B. Moravcsik 1999; Jaeger 1996).10

Die systematische Erforschung der Rolle ideeller Faktoren ist in der Disziplin
der Internationalen Beziehungen mittlerweile stark verbreitet, die Europafor-
schung hingegen ist m.E. stark durch rationalistische Ansätze bestimmt. Kon-
struktivistisch orientierte EU-Forscher postulieren z.B. von materiellen Interes-
sen relativ unabhängige Motive für die Entscheidung der Mitgliedstaaten, die
Union nach Osten zu erweitern. Dies wird entweder als „Versprechen“ interpre-
tiert, das aus Zeiten der OSZE-Verhandlungen datiert (Fierke/Wiener 2001) oder
als von liberalen Normen abhängig dargestellt (Schimmelfennig 2001). Larsen
setzt sich aus einer diskursanalytischen Perspektive mit der Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU auseinander (1997; 2002), andere Autoren werfen die Frage
nach einer internationalen Identität der EU auf (Manners/Whitman 1998; Renwick
1996; Neumann 2001). Eine für die konstruktivistische Debatte einflussreiche
Monographie von Bretherton und Vogler (1999) versucht aus einer sozialkons-
truktivistischen Perspektive heraus die internationalen Aktivitäten der EU zu
erklären und die Quellen der Akteurhaftigkeit der Union zu benennen. Die Au-
toren rekurrieren dabei unter anderem auf Erwartungshaltungen von Drittstaaten
und bauen auf der Dichotomie von Allen und Smith (1990) auf – „presence“ vs.
„actorness“.11

Alexander Wendt hat sich mit der Frage auseinander gesetzt, ob die Struktur
des internationalen Systems primär soziales Verhalten erklären kann, wie dies
die einflussreiche Strukturtheorie des Neorealismus postuliert, oder ob soziales
Handeln letztlich durch individuelle Beweggründe bedingt ist (1987; 1992). Er
bietet eine systematische Grundlage für die Anwendung des Konstruktivismus

9 Art. C, EU-Vertrag von 1992.
10 Es handelt sich dabei keinesfalls um eine Theorie, sondern um einen metatheoretischen

Standpunkt.
11 „Presence“ wird dabei – im Gegensatz zu „Actorness“ – nicht als absichtsvolles aus-

wärtiges Handeln verstanden, sondern viel mehr als die Fähigkeit, die Einstellungen
und Erwartungen Anderer zu prägen (Bretherton/Vogler 1999: 5).
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auf Fragestellungen in den internationalen Beziehungen und legt sein Augen-
merk auf die „Konstitutionsbeziehungen“ verschiedener Variablen: Eine existiert
nicht ohne die andere. Damit relativiert er die Bedeutung von Wirkungsbe-
ziehungen. Mit diesem Fokus rücken die „Entstehungsbedingungen“ von Inte-
ressen und Identitäten in den Mittelpunkt. Gemeinsam geteilte Ideen – und nicht
materielle Faktoren – seien die Grundlagen für die meisten Strukturen sozialen
Handelns. Die Interessen von Akteuren seien nicht exogen vorgegeben, sondern
entscheidend durch gemeinsame Ideen bestimmt (Wendt 1999). Jeffrey Checkel
(1997) versucht, den politischen Wandel in der ehemaligen Sowjetunion mit Hilfe
eines durch Ideen informierten historischen Institutionalismus zu erklären. Die
internationale Struktur und innenpolitische Institutionen können erklären, wes-
halb der Einfluss von Ideen auf staatliche Politik von Land zu Land variiert. Eine
sich ändernde internationale politische Umwelt schafft Gelegenheitsstrukturen
für Überbringer neuer Ideen, die jedoch gleichzeitig durch den innenpolitischen
institutionellen Rahmen Beschränkungen erfahren.

Einen konstruktivistisch inspirierten Diskussionsstrang stellen auch rollen-
theoretische Überlegungen zur Union in der Weltpolitik dar. Lässt sich die EU
als eine Handelsmacht, als ein Machtstaat oder als eine Zivilmacht begreifen?
(Maull, 1993; Freres 2000; Stavridis 2001) Von Manners wird die EU etwa als
eine „normative Macht“ konzeptualisiert, deren Verhalten stärker von allgemei-
nen und verbindlichen Verhaltensregeln als von materiellen Interessen bestimmt
ist (2002). Bei dieser Diskussion geht es auch um die Frage nach den Modi von
Macht, so etwa um die Gegenüberstellung von relationaler und struktureller Macht
(Guzzini 1993; Strange 1999). Strukturelle Macht unterscheidet sich wesentlich
von der so genannten „Beziehungsmacht“, die der klassischen Außenpolitik-
forschung zugrunde liegt. Diese ist darauf ausgerichtet, direkten Einfluss auf
Andere auszuüben, in den Worten von Joseph Nye „to change what others do“
(1990: 267). Dieser Machtmodus zieht auch Gewaltandrohung („power projec-
tion“) oder gar Gewaltanwendung als mögliche Optionen in Betracht. Struktu-
relle Macht hingegen setzt voraus, dass Interaktionen so kontrolliert werden, dass
die daraus entstehenden Strukturen langfristig den Zielen eines Akteurs dienen.
Kurzfristige Interessen werden, sofern nötig, zurück gestellt. Eine wesentliche
Voraussetzung ist dabei die Einbindung der Adressaten in institutionelle Struk-
turen. Dabei verbinden sich oft langfristige Eigeninteressen eines Akteurs mit
den Interessen des oder der Adressaten. Vor diesem Hintergrund erscheinen die
vermeintlich politisch irrelevanten low politics-Bereiche in einem ganz anderen
Licht.

Plädoyer für einen ideeninformierten Neo-Institutionalismus

Nach dieser kursorischen Übersicht über konstruktivistische Zugänge wird m.E.
deutlich, dass diese herkömmlichen Ansätze an Erklärungskraft oftmals überle-
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gen sind. Obwohl konstruktivistische Herangehensweisen keinesfalls notwendi-
gerweise eine post-positivistische epistemologische Sichtweise erfordern (vgl.
z.B. den Hinweis von Risse 2003; siehe auch Dessler 1999; Kowert/Legro 1996:
454), gilt gleichwohl für konstruktivistische Autoren, die sich in Richtung Re-
flektivismus bewegen: Ideelle Faktoren werden zunehmend mit der Variablen
„Interesse“ verknüpft und räumen keiner von beiden ontologische Priorität ein.
So ist für McSweeney die Beziehung zwischen Interessen und Identität eine re-
kursive, „inseperably linked and ‚feeding back‘ reflexively one upon the other“
(1999: 168; vgl. auch Der Derian/Shapiro 1989; Diez 1998). Vor diesem Hinter-
grund wird von positivistischer Seite zu Recht kritisiert, dass solche Zugänge
keine kausalen Erklärungen mehr ermöglichen. Werden die Quellen von Nor-
men nicht benannt, können Normen aufgrund ihrer Allgemeinheit nicht identifi-
ziert werden, so laufen wir Gefahr, ein bestimmtes Verhalten post hoc mit einer
„passenden“ Norm zu erklären. Um dieser Kritik zu entgehen und um ein ergebnis-
offenes Forschungsdesign zu gewährleisten, sollte man von einer positivistischen
metatheoretischen Perspektive ausgehen, die dann mit ideellen Erklärungsfaktoren
„angereichert“ wird. Konkret schlage ich im Folgenden einen akteurstheoretischen
neo-institutionalistischen Ansatz vor, der konstruktivistische Annahmen berück-
sichtigt und dabei das bereits erwähnte Konzept „Ideen“ in den Mittelpunkt stellt.
Ein guter Ausgangspunkt ist m.E. der von Goldstein und Keohane herausgege-
bene Sammelband „Ideas and Foreign Policy“. Hier werden Ideen als „von Indi-
viduen geteilte Überzeugungen“ verstanden und als intervenierende Variable
konzeptualisiert, denen Interessen und Institutionen als unabhängige Variable
vorgeschaltet sind (1993: 3). Das diesem Ansatz zugrunde liegende Wissenschafts-
verständnis ist also ein rationalistisches. Ausgehend von diesem Zugang kann
das Verhalten von Akteuren wie den Organen der Europäischen Union zunächst
durch eine Analyse der sie umgebenden formalen wie informellen institutionel-
len Chancen und Beschränkungen erklärt werden, da sie deutlich durch institu-
tionelle Strukturen gebunden sind. Ein solcher Abstraktionsgrad lässt verallge-
meinernde Aussagen mit prognostischem Charakter zu. Aus der Perspektive ei-
nes solchen ideeninformierten rationalistischen Institutionalismus begrenzen dann
Ideen – gleichsam als eine Art Optik, die die Funktion einer Vermittlungsinstanz
hat – den Spielraum rational handelnder, im wesentlichen durch materielle Inter-
essen motivierter und durch ein institutionelles Umfeld begrenzter Akteure. Da-
bei lehnen sich die Autoren an Überlegungen Max Webers an, der Ideen als „Wei-
chensteller“ bezeichnet.12 Durch die Berücksichtigung intervenierender Variablen
ist es so möglich, die Kausalkette zwischen abhängiger und unabhängiger Variable
zu schließen.13

12 Gesammelte Aufsätze zur Religionssoziologie, Bd. I, Tübingen 19787, S. 252.
13 Dabei handelt es sich allerdings um ein allgemeines Merkmal neo-institutionalistischer

Ansätze.
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Aufgrund des hohen Abstraktionsgrades ist es notwendig, einzelne Normen
zu identifizieren, die entsprechenden Ideen zugrunde liegen. Im Zusammenhang
mit der Europäischen Union sind dabei solche liberalen Normen wie „Freihan-
del“ oder „Souveränität“ hervorzuheben. Auch das Theorem vom demokrati-
schen Frieden – die Unterstellung eines Zusammenhangs von Demokratie und
zwischenstaatlicher Stabilität – ist für das Verhalten gegenüber Drittstaaten of-
fensichtlich sehr wirksam.

Zusätzlich zu diesen von Goldstein und Keohane gemachten Annahmen hal-
te ich die von March und Olsen vorgenommene Unterscheidung von Handlungs-
modi als Analyseraster für sinnvoll. Auf der einen Seite steht eine „Logik der
Konsequenzialität“. Ein nach dieser Logik handelnder Akteur ist lediglich auf
optimale Ergebnisse seines Handelns bedacht. Dem kontrastieren die Autoren
eine „Logik der Angemessenheit“. Ein Akteur, der nach dieser Prämisse han-
delt, richtet sein Verhalten nach den vermuteten Erwartungen seiner Umwelt
aus. Dabei müssen diese nicht notwendigerweise mit den tatsächlichen Erwar-
tungen übereinstimmen (March/Olsen 1989: 160-162). Eine Logik der Kon-
sequenzialität ist nach Auffassung der Autoren dann wahrscheinlich, wenn Prä-
ferenzen und ihre Folgen präzise sind und Identitäten oder ihre Regeln mehrdeu-
tig. Wenn eigene Interessen und Präferenzen jedoch unklar sind, die kollektiven
Identitäten hingegen klar, dann ist eine Dominanz einer Logik der Angemessen-
heit zu erwarten (March/Olsen 1998: 952). Mit Hilfe dieser Unterscheidung las-
sen sich Hypothesen aufstellen, unter welchen Bedingungen die verschiedenen
Faktoren zusammen wirken und welche Motivlagen sich daraus ergeben, die dann
spezifische Handlungsorientierungen der Akteure nach sich ziehen (vgl. Risse
2003).

Als methodisches Verfahren für eine ideeninformierte institutionalistische
Analyse der EU-Außenbeziehungen bietet sich eine Entscheidungsprozeßanalyse
an, die die Genese politischer Entscheidungen über einen längeren Zeitraum
untersucht. Um Aufschluss darüber zu geben, welche Gemeinschaftsorgane un-
ter welchen strukturellen Bedingungen für das Zustandekommen einzelner Außen-
beziehungen ausschlaggebend sind, ist es notwendig, die jeweiligen Verhand-
lungsprozesse zu modellieren. Wie weit lagen die Positionen einzelner Akteure
zu Beginn wichtiger Entscheidungen auseinander? Welche Interessen wurden
jeweils verfolgt? Welcher Handlungsmodus ist unter welchen Bedingungen do-
minant? Inwieweit sind Problemwahrnehmung und Strategiewahl durch in der
EU verankerte Ideen geprägt? Eine solche Analyse verfolgt das Ziel, Akteurs-
präferenzen zu erheben. Mit der Einsicht, dass sich ideelle Faktoren noch weni-
ger als Interessen messen lassen, ist das Dilemma verbunden, dass sich letztlich
immer behaupten lässt, Ideen seien in Wirklichkeit identisch mit Interessen oder
nur Rationalisierungen derselben (Jachtenfuchs 1999: 20). Ein strenger Kausal-
nachweis mit Ideen – ob nun als unabhängiger oder als intervenierender Varia-
ble – ist im Sinne der aristotelischen causa efficiens, einer Wirkursache, daher
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eigentlich nicht möglich. Um einem solchen aber möglichst nahe zu kommen ist
es notwendig, den Einfluss von Ideen, Interessen und Institutionen analytisch
klar zu isolieren, wohl wissend, dass die Wechselwirkungen zwischen diesen
Faktoren nicht vollständig ausgeblendet werden können.

Fazit

Der Literaturbestand zur EU als weltpolitischem Akteur hat sich um Laufe der
letzten zehn Jahre und im Vergleich zu den davor liegenden zwei Dekaden durch-
aus ausdifferenziert. Theoriegeleitete Zugänge sind jedoch nach wie vor eher die
Ausnahme, insbesondere im deutschsprachigen Raum. Besonders viel verspre-
chend für weitere Forschungen auf diesem Feld sind meines Erachtens konstruk-
tivistisch informierte Zugänge, die den Einfluss ideeller Faktoren berücksichti-
gen. Ein Blick auf Theorien der internationalen Beziehungen und die Außen-
politikforschung ist deshalb durchaus sinnvoll. Dabei könnte sich der hier – nur
kurz vorgestellte – konstruktivistisch informierte rationalistische Institutio-
nalismus auch für eine Analyse der EU-Außenbeziehungen eignen und einen
Analyserahmen für die Untersuchung der EU-Außenbeziehungen abgeben. Das
in der Integrationsforschung zur EU vernachlässigte Verhältnis von materiellen
Interessen, Institutionen und ideellen Faktoren könnte damit näher untersucht
werden. Inwieweit dieser Anspruch eingelöst werden kann, müssen Fallstudien
zeigen, die an einen solchen Analyserahmen anknüpfen.
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